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6. Allgemeinverfügung zur Verhütung der Weiterverbreitung 
von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen 

 
Gem. §§ 28, 32 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz-IfSG) i.V.m. § 12 Abs. 1 der Verordnung zum Schutz 
vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (CoronaSchVO) vom 22.03.2020 
ergeht zur Verhütung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende 
Verfügung: 

 

1. Der Aufenthalt von Personen auf dem Parkplatz vor und neben dem Longinusturm als 
öffentlichen Ort, postalisch Baumberg 4, 48301 Nottuln, wird verboten. 

2. Dieses Verbot gilt ebenso für alle dort befindlichen Nebengebäude und angrenzenden 
Flächen. 

 

Begründung: 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 
Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche 
Infektionen.  

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und 
der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, 
weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung – insbesondere Verzögerung – 
der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen.  

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch 
Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen, kann 
es leicht zu Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen.  

Der Virus wird von Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertragungsweg ist die 
Tröpfcheninfektion. Dies kann direkt von Mensch zu Mensch über die Schleimhäute der 
Atemwege geschehen oder auch direkt über Hände, die dann mit Mund- oder 
Nasenschleimhaut sowie der Augenbindehaut in Kontakt gebracht werden. Insofern erhöht 
sich das Risiko einer Ansteckung mit dem SARS-CoV-2 Virus bei direkten Personenkontakten 
und damit die Gefahr, dass sich die Infektionen in der Bevölkerung weiterverbreitet.  

Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Instituts (RKI) sind zur Bewältigung der aktuellen 
Weiterverbreitung des SARS-CoV-2 Virus „massive Anstrengungen auf allen Ebenen des 
Öffentlichen Gesundheitsdienstes erforderlich.“ Es wird das Ziel verfolgt, die Infektionen in 
Deutschland so früh wie möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Virus so weit 
wie möglich zu verzögern. Damit sind gesamtgesellschaftliche Anstrengungen wie die 
Reduzierung von sozialen Kontakten mit dem Ziel der Vermeidung von Infektionen im 
privaten, beruflichen und öffentlichen Bereich verbunden. Vor dem Hintergrund der 
dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen müssen weiterhin 
kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung, insbesondere Verzögerung der 
Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten unterbrochen werden. Durch die durch 
diese Maßnahmen verlangsamte Weiterverbreitung des Virus kann die dringend erforderliche 
Zeit gewonnen werden, um im Interesse des Gesundheitsschutzes vulnerabler 
Personengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig zu halten. 

Aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark 
zunehmenden Ausbreitung von SARS-CoV-2, ist nach der Risikobewertung des Ministeriums 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen bei sonstigen 
anlassbezogenen Personenansammlungen unabhängig von der erwarteten Personenzahl 
davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen werden können, die gleich 
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effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Personenansammlungen nicht zu 
gestatten.  

Mit den Beschränkungen kann die dringend erforderliche Verzögerung des Eintritts von 
weiteren Infektionen erreicht werden. Dadurch gelingt es, das Gesundheitswesen nicht zu 
überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung von Erkrankten sowie 
sonstigen Krankheitsfällen bereit zu halten. Damit wird auch Zeit gewonnen, Therapeutika 
und Impfstoffe zu entwickeln.  

Nach den Vorgaben der CoronaSchVO kann ein generelles Betretungsverbot für bestimmte 
öffentliche Orte ausgesprochen werden, wenn an diesen Orten vermehrt 
Personenansammlungen auftreten und dadurch die erforderliche soziale Distanzierung nicht 
erreicht wird. 

Der nunmehr mit einem solchen generellen Betretungsverbot belegte Parkplatz 
einschließlich dort befindlicher Nebengebäude und angrenzender Flächen war in 
den vergangenen Tagen beliebter Ausflugsort und Treffpunkt für Motorradfahrer, 
Spaziergänger und weiterer Personen zur Freizeitgestaltung. Die Kontrollen 
erbrachten im Ergebnis, dass sich teilweise mehr als 50 Personen zeitgleich auf 
dem betreffenden Areal aufhielten und über längere Zeiträume verweilten. Im 
Hinblick auf die Wetterentwicklung im Frühjahr ist eher mit einer Zunahme des 
Besuchs dieses Ausflugziels zu rechnen. 

Im Rahmen meiner Risikobewertung komme ich daher zu dem Ergebnis, dass bei der 
aktuellen Ausbreitungsgeschwindigkeit das Ziel einer Eindämmung nur erreicht werden kann, 
wenn vorübergehend jede Personenansammlung im Bereich um den Longinusturm als 
öffentlichen Ort (s. Lageplan) unabhängig von ihrer Personenzahl untersagt wird. Jeder nicht 
notwendige soziale Kontakt beinhaltet ein derart hohes Gefährdungspotential, so dass nur 
durch ein Verbot von Personenansammlungen/Personenkontakten eine Weiterverbreitung 
der Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus in der Bevölkerung verhindert oder zumindest 
verlangsamt werden kann. Dem gegenüber ist keine andere Art von Schutzmaßnahmen an 
diesem öffentlichen Platz ausreichend, die gleich effektiv, aber weniger eingriffsintensiv ist. 
Die extrem hohen Risikofaktoren des Zusammentreffens von Personen, wie vor allem mit 
einer gewissen Verweildauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten sowie die 
fehlende Rückverfolgbarkeit reduzieren mein Ermessen dahingehend, dass nur die 
Verhinderung in Betracht kommt.  

Aufgrund der aktuellen Risikobewertung kann nur mit dem Verbot von 
Personenansammlungen die dringend erforderliche Verzögerung des Eintritts von weiteren 
Infektionen erreicht werden. Ziel ist es, das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die 
erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung von Erkrankten sowie sonstigen 
Krankheitsfällen bereit zu halten. Damit wird auch Zeit gewonnen, Therapeutika und 
Impfstoffe zu entwickeln. 

Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich befristete Verbot nicht nur zur 
Gefahrenabwehr geeignet, sondern auch erforderlich und verhältnismäßig. Zwar werden 
Grundrechte des Grundgesetzes insoweit eingeschränkt. Die Maßnahme ist jedoch in 
Anbetracht der vorrangigen Interessen der Gesundheitssicherung der Bevölkerung, 
insbesondere der besonderen Risikogruppen, gerechtfertigt. 
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Inkrafttreten und Geltungsdauer:  

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 
Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW). Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist 
sie zunächst bis einschließlich 19.04.2020 befristet. Die zeitliche Beschränkung kann bei 
Fortbestand des Übertragungsrisikos entsprechend verlängert werden.  

 

Hinweise: 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar, § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 
IfSG. Eine Anfechtungsklage hat somit keine aufschiebende Wirkung.  

Hingewiesen wird ferner auf die Vorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG, wonach derjenige, der 
einer vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG zuwiderhandelt, mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft wird. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 
erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Münster, Manfred-von-Richthofen-
Str. 8, 48145 Münster, schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle einzureichen. 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für 
die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der 
verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a 
Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung 
über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - 
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBI. I S. 3803). 

 
Nottuln, 30.03.2020 
 
 

 
 
Manuela Mahnke 
Bürgermeisterin 
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Amtliche Bekanntmachung der Änderung 
 
des Bebauungsplans Nr. 55 "Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 8 
Schul-, 
Sport- und Erholungszentrum" im vereinfachten Verfahren gem. § 13 
BauGB vom 26.03.2020 
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat mit einem Dringlichkeitsbeschluss am 26.03.2020 
gem. § 60 GO NRW die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 55 "Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 Schul-, Sport- und Erholungszentrum" im vereinfachten 
Verfahren gem. § 13 BauGB eingeleitet. Auf die Durchführung einer Umweltprüfung 
wird verzichtet. 
 
Der Beschluss des Rates lautet: 
 
Ein Verfahren zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 55 "Erweiterung des 
Bebauungsplanes Nr. 8 Schul-, Sport- und Erholungszentrum" für den in Anlage 1 
abgegrenzten Geltungsbereich wird im Verfahren nach § 13 BauGB mit dem Ziel 
eingeleitet, auf der Planfläche die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung einer Kindertagestätte zu schaffen. (Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 
BauGB) 
 

 
         
    Geltungsbereich         ohne Maßstab 
 
Der Geltungsbereich der 3. Änderung entspricht Gemarkung Nottuln, Flur 69, 
Flurstück 409 sowie Flurstück 368 und ist der vorangestellten Übersichtsskizze zu 
entnehmen. 
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Bekanntmachungsanordnung 
  
 
Der obenstehende Beschluss zur Änderung des Bebauungsplans Nr. 55 wird hiermit 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Nottuln, 26.03.2020 
 

 
Manuel Mahnke 
Bürgermeisterin 
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